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Wen wählen wir? 

Dank den Beſchlüſſen des natlonal-liberalen Comités werden 
wir bei der morgenden Wahl drei Kandidaten haben, Seitens der 
Demokraten den Herrn Konſul Müller, Seitens der National: 
Aberalen den Herrn Prince-Smith und Seitens der Konſervativen 
und Altliberalen den Herrn Handelsminiſter v. Ißenplitz. 

Wir haben in langen Artikeln ven Bewels geführt, daß die 
beiden Kandidaten der Unken Parteien Männer find, die in öffent⸗ 
lichen Verſammlungen ſchwelgen und nut im Geheimen reden. Nicht 
aus zu großer Schüchternheit, denn diefe iſt bekanntlich nicht eine 
NE unſerer Fortſchrittsmänner; ſondern, weil fie das Licht 
der Oeffentlichkelt, die Kritik der Preſſe ſcheuen und daher das 
Dunkel der geheimen Sitzungen vorziehen, von denen ſich Gerüchte 
derbrelten laſſen, als hätten fie wunderbare Dinge geredet und Er- 
Naunliches geleiftet. Nur der Kandidat der Rechten iſt ein öffent⸗ 
licher Charakter, der das Licht des Tages nicht ſcheut. . 

Wir haben ferner in langen Artikeln den Beweis geführt, 
daß der Kandidat der Natlonal-Liberalen, für deſſen hohe Befähl⸗ 
gung und Bedeutung auf volkswirthſchaftlichem Gebiete das Comité 
auf feine ſchriftſtelleriſche Thätigkeit verweſſt, in 16 Jahren volle 
3 Seiten, jedes Jahr aljo nahe 2 Oktapſeiten populärer Brochüren 
geſchrleben hat. Auf mündlichem Gebiete ſcheint er nach dem 

ufrufe des Comilés der Natſonal-Liberalen noch weniger geltiſtet 
Unſere Leſer können darnach ermeſſen, wie groß die 
Bedeutung der Thätigkelt dieſes Mannes fein muß. Noch weniger 
at der Kandidat der Fortſchrittspartel geleiſtet. Drucken hat der⸗ 
ſelbe gar nicht laſſen und über die Briefe, welche er an ſeine 
Wähler geſandt, laufen wenig empfehlende Gerüchte um. Geiſtige 
Größen ſcheinen alſo beide Männer nicht darzuſtellen, darüber ſind 
die Comités der Liberalen mit uns einverſtanden, ſonſt würden ſie 
unſere Anklage und Bewelſe wohl wiederlegt haben. 

Was endlich die Arbeitskraft und den Fleiß der Kandidaten 
betrifft, fo baben auch in dieſer Bezlehung dle Zustände der 
Unken Kandidaten unſere Sorge erregt. Beide ſind, wie allgemein 
bekannt, kränkliche Männer, welchen die Aerzte Ruhe und Schonung 
empfohlen haben, wenig geeignet für aufregende Debatten und 
aufrelbende Arbeiten, Der deutſche Reichstag aber erfordert mehr 
als Invaliden, er fordert Männer in voller Arbeitskraft und Geiſtes⸗ 
Iklige, welche mehr leiften können in einem halben Jahre, als eine 

eite ſchreiben. 
Wenn demnach die beiden Kandidaten der Linken weder Ge- 
fenen der Rede und Phraſenreichthum noch auch Gedanken- 
0 und Geiſtestleft, noch endlich Arbeltskraft und Fleiß beſitzen, 
weshalb empfehlen denn die Fübrer der linken Parteien dieſe 
M r jo warm? Weil fie überzeugt find, daß ihre Kandidaten 


ſtets mit den Führern ihrer Partei ſtimmen werden, wie fie dies 


in ihren Aufrufen auch unumwunden ausſprechen. Der Aufruf 
des Komités der natlonal-liberalen Partei redet nicht von den 
Verdlenſten ihres Kandidaten, ſondern allein von Denen der natio- 
nal-liberalen Partei, welche es wohlgefällig durch das Vergröße⸗ 
rungsglas der Selbſtvergötterung erblickt. Wie die Heuſchrecke, die 
vom Heuwagen herabſprang, ſich rühmte, den Pferden das Ziehen des 
Wagens möglich gemacht zu haben, ſo rühmen auch dieſe Herren, 
daß die Regierung nur durch die national-liberale Partei zu den 
Jortſchritten im letzten Jahre gelaugt jet. Wenn aber die beiden 
Unken Parteien von ihren Kandidaten welter nichts verlangen, 
dann würden ja auch einfache Dienſtmänner genügen. 2 

Doch genug von den Kandidaten der Linken. Die Komite 
der liberalen Parteien wiſſen nichts von ihren Kandidaten zu rüh⸗ 
men, ſie können ſie nicht durch Thatſachen empfehlen, deshalb 
ſchweigen ſie von dieſen Thatſachen fill, Was braucht auch der 
Wähler von den Eigenſchaften und dem Leben ſeines Kandidaten 
zu wiſſen, ibm genüge, daß das Komité in ſeiner maßgebenden 
Weisheit dieſen Mann als den tüchtigſten gefunden und bezeichnet 
dat. Mit blindem Vertrauen, ohne eigne Prüfung und ohne eigenes 
Uetheil ſoll und muß er par ordre de mufti, dem Manne ſeine 
Stimme geben, den das Komité erwählt bat und ſeine Zeitung 
empfiehlt. Das iſt die moderne Freibeit unſerer Fortſchrittsmänner. 
Eignes Sehen iſt gefährlich, eignes Denken iſt überſlüſſig ja ſchäd⸗ 
ich, der ächte Parteimann folgt blindlings ſeinem Führer. 

Wir freilich, die wir noch nicht ſo weit in der Schule des 
Jortſchrittes vorgeſchritten find, wir wollen noch ſelbſt ſehen und 
prüfen und wandeln daher einen eigenen Weg, zum großen Aer⸗ 
ger der national-liberalen und demokratiſchen Führer. Wir find 
lo ſtorriſch, den Lobpreiſungen ihrer Aufrufe nicht Glauben zu 
ei den Schleier von den Geheimniſſen ihrer Braftionebe- 
Augen — u und ihre Kandidaten in ihrer nackten Blöße den 
Füh * Mitwelt vorzuführen. Wir ſtehen daher auch bei den 

ührern jener Partel in dem Rufe gefährlicher Reaktion und In- 
triguen. Nun wir müſſen dies ſchon ertragen. . 
Alle unſere de dete Mitbürger aber, welche noch nicht zu 
der blinden Heerde jener Parteiführer zählen, bitten wir, gleich 
uns, ſelbſt zu ſehen und ſelbſt zu prüfen und dem Manne unter 
den drei Kandidaten die Stimme zu geben, der nach ihrer Ueber- 
zeugung die geiſtige Schärfe, die reichen Kenntniſſe und den um⸗ 
ſaſſenden Blick hat, um die Verhäliniſſe richtig zu beurtpeilen, 
der der Rede mächtig, auch zur rechten Zeit das Wort zu ergtei- 
fen verſteht und den genügenden Einfluß beſitzt, um ſeinen Wor⸗ 
ten Geltung zu verſchaffen. Alle Gewerbtreibenden unſerer Stadt, 
alle Kaufleute und Handwerker, alle Arbeiter und Stettiner Bür⸗ 
ger bitten wir dem Manne die Stimme zu geben, der unter jenen 
drei Männern am meiſten für Handel und Gewerbe, für Arbeit 
und das Wohl unſerer Vaterſtadt, der erſten Handelsſtadt des 
Nach 8 Ni 
Anſicht iſt dies der Graf v. Ipenplip, Minifter für Handel, Ge- 
werbe und öffentliche Arbelten, der lange Zelt in Stettin gewirlt 


Abendblatt. Donmerſtag, den 28. März. 


hat. Ihm werden wir die 
ger thun wollen, das überla ir ihnen getroſt und bitten nur, 
daß was ſie auch thun mögen, es zum Heile Stettin's und des 
geſammten Vaterlandes gedeihen Säge. 


Deutfihiand. 

J Berlin, 27. März. Die fortdauernden Gerüchte über 
die angebliche Abtretung Luxembt gs an Frankreich haben auch der 
Luxemburger Preſſe natürlich Anlaß gegeben, ſich mit vieſer Ange⸗ 
legenheit zu beſchaftigen. Die „Union“ ſagt, es ſel gerechtfertigt, 
wenn die Preſſe des Großherzogthums ihren Bedenken über dieſe 
Gerüchte Ausdruck gebe und von der Regierung beruhigende Auf⸗ 
Härung verlange; dieſe werde ſich auch der Verpflichtung offizieller 
Kundgebung nicht entziehen wollen und können, aber doch erſt ſelbſt 
volle Klarheit ſich verſchaffen müſſen. Der „Courier“ des Groß- 
berzogthums verhehlt die Beſorgniß nicht, daß wirklich Verhand⸗ 
lungen über eine Veränderung der dortigen Staatsverhältniſſe im 
Gang ſein könnten und will von einem Anſchluß an Frankreich 
nichts wiſſen. Luxemburg habe in Deulſchland das Abſaßgebiet für 
die wichtigſten Landesprodukte und eine Losreißung von Deutſch⸗ 
land würde daher feine Intereſſen in hohem Grade verletzen. Die 
Bevölkerung wolle überhaupt keine ſtaatliche Veränderung, ſondern 
im bisherigen Verhältniß ungeſtört bleiben. — Wenn man den 
bisherigen Geſchäftsgang im Reichstag als maßgebend für den wei⸗ 
teren Verlauf annehmen wollte, in drei Wochen find ca. zwei Ab- 
ſchnitte erledigt worden, ſo würde der Schluß des Reichstags noch 
in ſehr weite Ferne zu legen fein; im Gegenſatze zu der Linken, 
welche die Diskuſſlon noch viel weiter ausgedehnt wiſſen will, ſoll 
nun von anderer Seite angeregt worden ſein, die Verhandlungen 
in den Plenarſitzungen dadurch abzukürzen, daß die wichtigeren Fra⸗ 
gen in vertraulichen Vorberathungen zwiſchen den Vertretern der 
Parteien und Organen der Regierung vorbereitet würden. Unbe⸗ 
ſchadet der Gründlichkeit würde auf dieſem Wege jedenfalls Zeit 
geſpart und Verſtändigung erleichtert. Denjenigen Mitgliedern frei- 
lich, welche auf das viele Reden den Hauptwerth legen, wird mit 
dieſem Vorſchlag nicht gedient fein; aber man kann doch unmöglich 
von der Majorität verlangen, daß ſie blos zur Befriedigung der 
Redeluſt einiger Mitglieder den Hauptzweck aus den Augen ver⸗ 
liere. — Die von Mitgliedern der Fortſchrittepartel gegründete Zeit- 
ſchrift „Verfaſſung“, welche hauptſächlich den Zweck hatte, den Pro- 
vinzialblättern vom demokratiſchen Standpunkte aus gejchriebene 
Artikel zu liefern, iſt wieder aufgegeben worden und ſcheint hier 
den gewünſchten Erfolg nicht gehabt zu haben. Es iſt auch dies 
eln neuer Beweis, daß die Bevölkerung gegen alle künſtlichen Agi⸗ 
tationsmittel unzugänglicher iſt, ſobald einmal gewaltigere Einflüſſe, 
wie die Ereigniſſe der neueren Zeit, der allgemeinen Stimmung 
und Ueberzeugung eine feſte Richkung gegeben haben. — Die Aelte⸗ 
ſten der hieſtigen Kaufmannſchaft haben in dem Bericht über das 
verfloſſene Jahr konſtatirt, daß in demſelben der Handel durch den 
Krieg wenig gelitten habe. 

Berlin, 27. März. Aus zuverläſſiger Quelle verlautet, 
daß die Initiative zu den bisher vertraulichen Verhandlungen zwi⸗ 
ſchen Holland und Frankreich in Bezug auf die Abtretung Luxem- 
burge an Frankreich vom Könige von Holland ausgegangen jet. 
Alles, was über die Intention Frankreichs und über die eventuelle 
Haltung Preußens bekannt ift, ſcheint die Befürchtung jeder enſte⸗ 
ren Vetwickelung in dieſer Angelegenheit auszuſchließen. 

— Erneuten Andeutungen der „Karlsruher Ztg.“ zufolge wäre 
es nicht ganz unwahrſcheinlich, daß der vormalige badiſche Miniſter 
v. Roggenbach in den preußiſchen Staatedienſt zur Uebernahme einer 
hervorragenden Stellung einträte. 

— Unter den beim Rechskage eingegangenen Petittonen be- 
findet ſich auch eine des Central-Ausſchuſſes für die innere Mij- 
ſton der deutſchen evangeliſchen Kirche (Dr. Wichern und Genoſſen 
zu Berlin und Hamburg), welche im Vertrauen darauf, daß die 
ſtttlichen Intereſſen des deutſchen Volkes in der Vertretung desjel- 
ben durch den norddeutſchen Reichstag, auf eine kräftige Stütze zu 
rechnen haben, bittet, „der Reichstag wolle die möglichſt baldige 
Aufhebung aller Öffentlichen Spielbanken innerhalb der dem Bunde 
zugehörigen Staaten den betheiligten Regierungen als Erfüllung 
einer nationalen Ehrenpflicht dringend anzuempfehlen.“ 

— Von den in der Armee angeſtellten ehemaligen hannover- 
ſchen Offizieren find "bereits viele zur Abſtattung der perſönlichen 
Meldungen hier eingetroffen. 

— Dem „Dr. J.“ wird von ſeinem Reichstags - Korrejpon- 
denten geſchrieben: Was die ſäſtſchen Abgeordneten betrifft, jo iſt 
die Stimmung in den parlamentariſchen Kreiſen jetzt für ſie un⸗ 
läugbar eine ungleich günſtigere geworden, als ſie es beim Beginn 
des Reichstags war, — was hauptſächlich der Entſchtedenheit zu 
danken iſt, mit welcher die Sachſen übereinſtimmend in ihren Reden 
hier gegen die „Natlonal-Liberalen“ aufgetreten ſind. Die Sitzung 
vom 23. März legte Zeugniß für dleſen Umſchwung ab; wir brau- 
chen in dieſer Beziehung nur auf die Rede des Abg. Braun (Wies- 
baden) zu verweiſen. Bemerkt mag noch ſein, daß bei dem Feſt— 
diner, welches die Reichstagsmitglieder zur Feier des Königlichen 
Geburtstags veranſtaltet hatten, nach dem Toaſte auf Se. Maj. 
den König Wilhelm mehrere der hohen Artſtokratie angehörende 
preußiſchiſche Abgeordnete die Sachſen aufforderten, mit ihnen auf 
das Wohl Sr. Maj. des Königs Johann anzuſtoßen. 

Berlin, 27. März. (Norddeutſcher Reichstag.) 20. Sitzung. 
(Schluß.) Abg. Miquel; Es it mir, als mir der Entwurf zuerſt zu 
Geſicht kam, nicht ganz leicht geworden, denſelben nach feinen Tendenzen 
nud ſeinem Inhalt zu beurtheilen. Nach der heutigen Erklärung aber des 
Herrn Präſidenten der Bundeskommiſſare bin ich nun vollſtändig dazu 
außer Stande. (Ruf; Sehr richtig!) Deswegen iſt es wohl wichtig genug, 
um noch einige Zeit bei der Sache zu verweilen. Mir ſcheint die Erklä⸗ 
rung, die wir heute gehört haben, daß auch für diejenigen Gegenſlände, die 
zur Kompetenz des Bundes gehören, die Miniſter der einzelnen Staaten 
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den Volksvertretungen der einzelnen Staaten verauwortlich ſeien, den gan 
zen Bund illuſoriſch machen. Viele Angelegenheiten, die früher den ein⸗ 
zelnen Ländern angehörten, ſollen nach dem Entwurfe fortan zur Kompe⸗ 
tenz des Bundes gehören; im Gebiete des Por, des Telegraphen⸗, des 
Kriegsweſens u. ſ. w. kann es daher fortan nur Bundesbeamte geben. Dieſe 
Bundesbeamten ſollen noch irgendwie von der preußiſchen Volksvertretung 
oder ſonſt einer andern zur Verantwortung gezogen werden? Das iſt ja 
unmoglich. Die preußiſchen Miniſter wären bei derartigen Zumuthungen 
Seitens des preußiſchen Landtages in ihrem vollen Rechte, wenn ſie erklär⸗ 
ten: „Wir ſtehen euch hier nicht als preußiſche Miniſter, ſondern wir ſtehen 
euch als Bundesminiſter gegenüber“. Wenn trotzdem die Theorie des Herrn 
Präſidenten der Bundeskommiſſare richtig iſt, ſo muß das um ſo mehr 
eine Mahnung für uns ſein, ſämmtliche Beamte des Bundes verantwortlich 
zu machen. ie ſind im früheren deutſchen Bunde die Verfaſſungen der 
einzelnen Staten aus dem Wege geräumt worden? Durch das Mittel des 
Bundesſtaates, der die Verantwortlichkeit nicht kannte. Wenn ich zweifel ⸗ 
haft geweſen wäre, ob der Antrag Bennigſen geboten ſei oder nicht, ſo 
würde ich durch den Gang der heutigen Verhandlüngen jeden ſolchen Zweifel 
verloren haben. Wir beabſichtigen ja nicht damit, die Macht der preußiſchen 
Regierung gegen die einzelnen Staaten zu ſtärken; dieſer Vorwurf paßt 
nicht. Der Antrag, der hier vorliegt, hat gar keine unitariſche Tendenz, 
das ſieht man, wenn man ſich einfach an den Wortlant des Antrages hält. 
Diejenige Kompetenz, welche dem Präſidium nach dem Entwurf übertragen 
wird, ſoll gar nicht erweitert, ſondern die Befugniſſe des Präſtdiums follen 
nur durch verantwortliche Organe ausgeübt werden Ich werde mich von 
meinem Standpunkte aus — und ein Gleiches thun meine Freunde — ſehr 
ſcheuen, Anträge zu ſtellen, die von der Beſchaffenheit find, daß die Regie⸗ 
rungen dadurch in die Lage kommen, den ganzen Entwurf auf der Baſis, 
auf der er einmal ſteht, nicht durchführen zu können. Denn wir freuen 
uns über die Ziele, die der Entwurf ſich ſtellt, und wir halten denſelben 
für verbeſſerungswürdig. Aber wir halten ihn auch für verberungsbdedürftig. 
Denn ſo wie er da iſt, begründet er nicht nur nicht die Einbeit, ſondern 
gefährdet zu gleicher Zeit die Freiheit. Und eine Regierung, die uns nur 
berufen hat, um „Ja“ zu ſagen, die einfach eine Enbloe⸗Annabme des Ent⸗ 
wurfs will, wie das der Abg. v. Blanckenburg ausgeſprocheu, die will nicht 
ehrlichen Beirath der Vertreter des Volkes, ſondern die will blos nach 
außen hin den Schein einer Volksvertretung haben. Das konnen und dür⸗ 
fen wir aber von der preußiſchen Regierung nicht annehmen; wir müſſen 
im Gegentheil erwarten und fordern, daß auch den Anträgen von unſerer 
Seite die Regierung entgegenkomme. Nur ſo kann die Einheit zu Stande 
kommen. (Lebhafter Beifall.) — Präſident der Bundes⸗Kommiſſare Graf 
Bismarck: Ich ergreife das Wort, weil nach andere Mitglieder des Hau⸗ 
ſes meine letzten Worte durch dieſelbe Brille geſehen haben können, wie 
Herr Miquel. Es iſt mir unverſtändlich, wie man meinen Worten eine 
ſolche Bedeutung beile zen kann, daß ein Antrag auf Vertagung geſtellt wird 
und der ganze Verfaſſungs⸗Entwurf verändert fein ſoll. Ich habe nur kon ⸗ 
ſtatirt, was auf der flachen Hand liegt, daß an der vorhandenen Errungen- 
ſchaft an Miniſterverantwortlichkeit nichts geändert wird, jo daß eine jede 
Regierung für ihre Abſtimmung im Bundesratbe verantwortlich bleibt. 
Liegt darin etwas Neues, ſo beweiſt das nur, daß wir im Dunkeln tappen. 
Ich habe den einzigen Ausnahmefall hervorgehoben, den ich als einen fak⸗ 
tiſch unwahrſcheinlichen darſtellte, wenn die preußiſche Regierung in der 
Minorität bleibt, und dafür das einzige Mittel angegeben, das in der Hand 
des Präftventen liegt: die Auſtöſung. Ich frage: kann das etwas Neues 


geweſen ſein? Es ſpringt in die Augen, wenn man den Entwurf keit; — 


Sie wollen darüber hinaus, eine neue Verantwortlichkeit, getragen von dem 
Bundeskanzler und feinen Koll en, eine neue Art verantwortlicher Organe 
ſchaffen, — und dem widerſpreche ich im Namen der preußiſchen und der 
ande cen Regierungen auf das Beſtimmteſte. Was der Herr Vorredner ver⸗ 
langte, iſt nicht eine Ausbildung dieſer Vorlage, ſondern ſeine Auffaſſung 
wie ich erſt jetzt erkenne, widerſpricht ihrem Grundprinzipe. Er iſt in fei- 
nem Recht, wenn er dagegen ſtimmt. Wir aber haben den Block bis zum 
Gipfel gerollt und mit tiefem, patriotiſchem Schmerze würden wir ihn wie⸗ 
der hinabgleiten ſehen. Ich weiſe es zurück, wenn man uns, wie der Herr 
Vorredner es gethan hat, die Verantwortlichkeit für das Mißlingen auf⸗ 
ladet. Sie beſtehen auf kleinlichen, untergeordneten Sachen, welche die 
Regierung nicht für annehmbar erklärt und welche die Sache zum Scheſiern 
bringen. Meine Herren, an Ihre Namen wird die Geſchichte ſich ſtets er⸗ 
innern. (Bravo rechts) 


Abg. v. Sybel: Ich bin nicht der Meinung des Hrn. Abg. Miquel, 
daß die Erklärung des Herrn Präſidenten der Bundes ⸗Kommiſſarien, es 
werde die Verantwortlichkeit der Miniſter auch über Bundesangelegeuheiten 
den einzelnen Staaten gegenüber fortdauern, in Widerſpruch mit der gan⸗ 
gen Sachlage ſich befinde. Ich finde im Gegentheil, daß wir dieſe Erklä⸗ 
rung beſteus anzunehmen haben. Dieſe Bundesverfaſſung wird jetzt ein 
integrirender Theil der einzelnen Landesverfaſſungen werden. Aber dies 
Verhältniß ſcheint mir eine Anarchie und deswegen kann ich nur für den 
Antrag v. Bennigſen, event. den Antrag Lasker meine Stimme abgeben. 
Abg. v. Bennigſen: Von der Nothwendigleit, daß das Verfaſſun swerk 
zu Stande kommen muß, find wir Alle durchdrungen. Ich glaube aber 
daß es im Stadium der Vorberathung nicht wohlgethan ift, ſich ſchon jet 
gegenſeitig die Schuld aufzubürden für das etwaige Nichtzaſtandekommen der 
Verfaſſung. (Bravo!) Aber dies Bedürfniß, zu einem politiſchen Abſchluß 
zu gelangen, muß even; jo ſtark vorhanden fein bei den Männern der Re- 
gierungen und namentlich bei den Vertretern der preußiſchen Regierung. 
Ich ſehe deshalb ganz von der Möglichkeit ab, daß das Werk übderyanpt 
ſcheitern könne. Dabei muß ich allerdings jagen, daß, wenn dieſe Frage 
auch heute zu einem vorläufigen Abſchluſſe gelangt, dennoch weitere E wä⸗ 
Fraß keineswegs dadurch abgeſchnitten werden. Ich glaube, der Herr 
Präfident der Bundes ⸗Kommiſſarien hat meinen Antrag nicht richtig ver⸗ 
ſtanden. Die preußiſche Regierung wird dadurch in feiner W.ife gebunden. 
Sie kann nach meinem Autrage, wenn fie will, die übrigen Miniſter zu 
Chefs der einzelnen Verwaltungszweige ernennen, ſie kann ſpeziell hobe Be⸗ 
amten der Miniſterien, Departementsdirigenten als Bundesbeamte anſtellen, 
und dieſe ſollen durch Unterzeichnung der einzelnen Erlaſſe die Verantwort- 
lichkeit dafür übernehmen. Ich weiß nicht, was dem entgegenſteben kann. 
Ich glaube daher nicht, daß die Annahme dieſes Antrages weſentlich die 
Grundlage des Entwurfs alterirt, und bitte Sie deshalb nach wie vor, für 
deuſelben zu ſtimmen. (Beifall) — Die Diskuſſion wird geſchloſſen. — 
Der Präſident ſchreitet zur Abſtimmung, nachdem Abg. Lasker ſein Amen⸗ 
dement (Leitung der Geſchäfte im Bundesrath) zu Gunſten der vom Abg. 
v. Bennigſen empfohlenen „des Bundesrathes“ zurückgezogen. Dieſe letztere 
Aenderung wird vom Haufe abgelehnt, darauf der Antrag des Grafen 
Bethuſy⸗Hue, vorläufig für ſich allein, (mit dem Vorbehalt einer eventuellen 
Abſtimmung über denſelben einſchließlich des von Bennigſenſchen Zu⸗ 
jages) faſt einſtimmig angenommen, darauf der Bennigſenſche Zufatz: 
(„Das Präſidium ernennt ferner die Vorſtände der einzelen Verwaltungs. 
zweige, die zu ſeiner Kompetenz gehören) in namentlicher Abſtimmung mit 
140 gegen 124 Stimmen abgelehnt. (Die Abſtimmung, die mit außeror⸗ 
dentlicher Spannung vom ganzen Hauſe verfolgt wird, ergiebt, daß die 
Fraktionen feſt geſchloſſen ee Gegen den Zuſatz⸗Antrag ſtimmen 
mit der Rechten, der freien konſervativen Vereinigung und den Altliberalen 
die Abgg. Schraps und Bebel, Graf Dyhrn, Dr. v. Gerber, Gneiſt und 
v. Rothſchild, Graf Schwerin iſt abweſend. Für ihn ſtimmen mit der Lin⸗ 
ken und der nationalen Fraktion die auweſenden Polen Kantal und Doni⸗ 
mirski, v. Wächter, v. Gruner, Präſident Simſon, Thiſſen, v. Mallinckrodt 
und die ehemaligen hannbverſchen Miniſter.) arauf wird das Amende⸗ 


ment Lasker zu Art. 16 („dem Präſidium ſteht es zu, für einzelne Zweige 
der Verwaltung beſon dere Kommiſſarien zu ernennen, welche nach Maß 
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gabe des erhaltenen Auftrages den Bundeskanzler vertreten“) abgelehnt und 
darauf noch einmal der Autrag des Grafen Bethuſy⸗Huc mit ſehr großer 


Majorität angenommen.“ Damit it ber Art. 16 erledigt, da die Faſſung ] Königlich preußische Generalgouvernemenk, vertreten durch Ober⸗ 


des Regierungs⸗Entwurfs in dieſem Antrag mitenthalten 7 

Art. 17. (Das Präſidium hat die e Vorlagen nach Maß⸗ 
gabe der Beſchlüſſe des Bundesrathes an den Reichstag zu bringen, wo fte 
durch Mitglieder des Bundes rathes oder durch befonbere, von letzterem zu 
ernenuende Kommiſſarien vertreten werden) wird ohne Diskuſſion geneh 
migt, nachdem der Antrag des Abg. Ausfeld, an die Stelle von „Mitglie- 
der des Bundesrathes“ zu ſetzen „Bundes⸗Miniſter“, einſtimmig abgelehnt 
iſt. Zu Art 18. „Dem Präſidium ſteht die Ausfertigung und Verkündi⸗ 
gung der Bundesgeſetze und die Ueberwachung der Ausführung derſelben 
zu. Die hiernach von dem Präsidium ausgehenden Anordnungen werden 
im Namen des Bundes 681 85 und von dem Bundeskanzler mit unter⸗ 
zeichnet“, hat Abg. Sänger beantragt, den zweiten Satz zu ſtreichen und 
ſtatt deſſen nach Art. 19 einen beſonderen Artikel e lautend: 
„Die Anordnungen und Verfügungen des Bundes⸗Präſidii werden im Na⸗ 
men des Bundes erlaffen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeich⸗ 
nung des Bundeskanzlers, welcher damit die Verantwortlichkeit übernimmt“. 

erner der Abg. v. Bennigſen, den zweiten Satz des Artikels 18 zu 
reichen und ftatt deſſen nach Artikel 19 einen beſonderen Artikel einzu- 
chaltend, lautend: Die Anordnungen und Verfügungen des Bunbespräftbit 
werden im Namen des Bundes erlaſſen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Gegenzeichnung des Bundeskanzlers, welcher dadurch die Verantwort 
lichteit übernimmt. Durch ein beſonderes Geſetz werden die Berantwort- 
lichkeit und das zur Geltendmachung derſelben einzuhaltende Verfahren gere⸗ 
gelt. — Abg. Lasker zieht ſeinen geſtern mitgetheilten Antrag zu Ark. 18 
urück. — Abg. v. Sänger warnt vor der Aufnahme von Geſetzesver 
dier in die Verfaffung, und würde auch auf feinen Antrag verzichten, 
wenn er das Verfaſſungswerk gefährdete. Abg. v. Bennigſen beruft ſich 
darauf, daß der zweite Theil ſeines Antrages der preußiſchen Verfaſſung 
entnommen iſt. Das erſte Alinea deſſelben wird faſt einſtimmig angenom⸗ 
men, und damit der Antrag e erledigt, das zweite wird abgelehnt, 
und endlich der Art. 18 mit der Bennigſen'ſchen Einſchaltung faſt einſtim⸗ 
mig erden Art. 19. (Das Präſidium ernennt die Bundesbeamten, 
hat dieſelben für den Bund zu vereidigen und erforderlichen Falles ihre 
Entlaſſung zu verfügen) wird ohne Diskuſſton genehmigt. Zu Art. 20. 
(Wenn Bundesglieder ihre verfaſfungsmäßigen Bundespflichten nicht er⸗ 
füllen, ſo können ſie dazu im Wege der Exekution angehalten werden. 
Dieſe Exekution iſt A. in Betreff milltäriſcher Leiſtungen, wenn Gefahr im 
Verzuge, von dem Bundesfeldherrn anzuordnen und zu vollziehen, d. in 
allen anderen Fällen aber von dem Bundesrathe zu beſchließen und von 
dem Bundesfeldherrn zu vollſtrecken. Die Exelution kann bis zur Seque⸗ 
ſtration des betreffenden Landes und ſeiner Regierungsgewalt ausgedehnt 
werden. In den unter a, bezeichneten Fällen tft dem Bundesrathe von 
Anordnungen der Exekution, unter Darlegung der Beweggründe, ungeſäumt 
Kenntniß zu geben) — hat der me Kitz ein Amendement vorgelegt, wel- 
ches abgelehnt wird. Der Art. wird angenommen, der entſprechende 
Abſchnitt III. des Groote'ſchen Verfaſſungsentwurfs einſtimmig abgelehnt. 

Ein Vertagungsantrag iſt e zuvor muß aber die Entſchei⸗ 
dung des Hauſes über den Antrag des bg. Michaelis getroffen wer⸗ 
den. Er lautet: der Reichstag wolle beſchließen: den Präſidenten zu er⸗ 
mächtigen, zwölf Kommiſſarien aus der Mitte des Reichstages zu ernennen, 
mit dem Auftrage, unter Mitwirkung von Vertretern der Bundes⸗Regie⸗ 
rungen die Beſtimmungen der Abſchnitte VII. und VIII. des Entwurfs 
der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes in Betreff ihrer Motive und 
ihrer Tragweite einer Vorprüfung zu unterwerfen und dem Reichstage in 
Vorberathung darüber zu berichten. Ueber die Behandlung dieſes Antra⸗ 
ges entſteht eine lebhafte Diskuſſtion. Das Haus beſchließt ſich ſofort nach 
Vorſchlag des Präſidenten über den Antrag des Abg. Michaelis ſchlüſſig 
u machen. — Abg. v. Raben au: Der Antragfteller hat ſchon früher die 
Nothwendiglelt eines Eiſenbahngeſetzes für den norddeutſchen Bund in's 
Auge gefaßt und ich will ſie nicht beſtreiten. Aber ſie tritt zurück vor der 
dringenden Nothwendigkeit, die Verfaſſung fertig zu machen. — Abg. v. 
Binde: Trotz dieſer guten Abſicht wird der arſeg doch eine Verzögerung 
unſerer Arbeiten fein. Die Abſchnitte VII. und VIII. ſetzen keine techniſche 
Information voraus, ſondern ſind nur im Lichte der verſchiedenen An⸗ 
ſchauungen über die Stellung der Bundesgewalt zum Eiſenbahnweſen zu 
prüfen. Sollten gleichwohl ſolche Informationen nöthig ſein, ſo wird der 
Herr Antragſteller als anerkannter Sachverſtändiger ſie auf eigene Hand 
beſchaffen und ſie für das ganze Haus präpariren, ohne daß ihm 11 Ge⸗ 
hülfen dabei zur Seite ſtehen. — Abg. Dr. Braun (Wiesbaden) für den 
Antrag: Die Verzögerung des Verſaſſungswerkes ift ein leeres Schreckbild, 
denn das Hans kann die Abſchnitte immer ſchon berathen, auch wenn die 
Kommiſſarien noch nicht fertig fein follten. } 
Antrag nicht zu entkräften. wo der 1 A Volkswirth braucht Mate⸗ 
rial, das ohne Engquste nicht zu beſchaffen iſt. — ae Meier ea 
für den Antrag; Die Erfahrungen anderer Verſammlungen beweiſen, da 
Berathungen über das Eiſenbahnweſen ein mer à boire ſind. Die Er⸗ 
nennung von Kommiſſarien würde uns vor einer Fluth von Amendements 
ſchützen. — Abg. v. Binde: Statiſtiches Material zu ſammeln, liegt gar 
keine Veranlaſſung vor. Es gäbe da nicht blos ein mer à boire in der 
Verſammlung, ſondern auch eine Fluth aus der Kommiſſton, welche nicht 
ue IR: Wenn das Haus zur Einſetzung einer Kommiſſton ſchrei⸗ 
ten wollte, dann hatte es 5 10 einen viel ſtärkeren Anlaß bei den viel 
wichtigeren und intrikateren politiſchen Fragen, die wir erledigt haben, als 
bei den minder wichtigen Abſchnitten vom Eiſenbahnweſen. Abg. Braun: 
Es folk ja keine Statiſtik ausgearbeitet, ſondern die im Handelsminiſterium 
ſchon vorhandene nur benutzt werden. Auch habe ich von der Kommiſſion 
eine beffere Meinung, als daß fie Waſſer produzirt. — Bei der Abſtimmung 
wird der Antrag des Abg. Michaelis abgelehnt. 

Schluß 2½ Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 10 Uhr. T.⸗O.: 
Schlußbericht über den Antrag Ausſfeld's, die Geſchäftsordnung betreffend. 
Vorberathung über Abſchnitt J. der Verfaſſung. (Reichstag.) 

Hannover, 26. März. In dem Prozeſſe, welchen das 
Bankhaus Lippmann, Roſentbal u. Co. gegen das Kgl. preußlſche 
Generalgouvernement wegen Herausgabe von Inhaber-Papleren er⸗ 
hoben hat, war von dem letzteren Sr. M. dem Könige Georg 3 
den früheren Staatsminiftern und dem Geh. Finanzrath v. Klenck 
der Streit verkündigt worden. Zur Erklärung hierauf, ſo wie 
zur Hauptverhandlung ſtand am 25. d. Termin vor dem biefigen 
Obergericht an. Von den Litisdenunzlaten war nur der Gehelme 
Finanzrath v. Klenck durch Obergerichtsrath Linckelmann vertreten, 
welcher erklärte, daß ſein Vollmachtgeber, Herr von Klenck, unter 
Beftreitung der von dem Kal. preußiſchen Generalgouvernement 
behaupteten Regreßpflicht, ſowie der Berechtigung deſſelben zur 
Empfangnahme der fraglichen, ſämmtlich aus dem Dominial-Ablö- 
ſungs- und Veräußerungefonds entnommenen Darlehen und unter 
Hervorhebung der Thatſache, daß die Herausgabe der betreffenden, 
vertragsmäßig dem vormaligen Königlich hannoverſchen Miniſterlum 
der Finanzen und des Handels abgetretenen Papiere, welche vom 
Herrn v Klend behufs Sicherung auf Befehl Sr. Maj. des Königs 
Georg V. aus dem Lande (bekanntlich nach England) gebracht 
ſelen, gegen Einzahlung der fraglichen Darlehen weder von Sr. 
Majeſtaͤt dem Könige Georg V., noch von Herrn von Klend dem 
klagenden Banqulerhauſe jemals verweigert worden ſel, jede Theil ⸗ 
nahme an dem obſchwebenden Prozeſſe ablehne. — In der hierauf 
folgenden Hauptverhandlung fügte Obergerichts anwalt Bauermeifter 
Namens der Kläger den erhobenen Anſpruch weſentlich auf die Be- 
hauptung, datz das Königl. preußiſche Generalgouvernement an dle 
Stelle des vormaligen Königlich hannoverſchen Finanzminiſterlums 
getreten ſei, und deshalb die privatrechtlichen Verpflichtungen zu 
erfüllen habe, welche aus den mit dieſem abgeſchloſſenen Verträgen 
hervorgehen. Die Darlehen jelen nach vorhergegangener Künbi- 
gung der Königl. Generalkaſſe baar angeboten und aus den ab- 
geſchloſſenen Verträgen ergebe ſich die Verpflichtung des Gläubigers, 
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urch perſönliches Lob iſt der 


alſo jetzt des Kgl. preußiſchen Generalgouvernements, Zug um Zug 
gegen Einzahlung der Darlehen die Papiere herauszugeben. Das 


gerichtsanwalt Blumenberg, machte gegen dle erhobene Klage im 


Weſentlichen geltend, daß eine Herausgabe der Papiere gegen 


Empfangnahme der Darlehen Zug um Zug nicht verlangt werden 
könne, vielmehr zunächſt Zahlung zu leiſten und dann Rückgabe 
der Papiere zu begehren jet; ferner aber, daß zwar dle Berechti⸗ 
gung zur Empfangnahme der Darlehen auf das Königl. preußtſche 
General-Gouvernement übergegangen jet, keineswegs aber die Ver⸗ 
pflichtung zur Rückgabe von Papieren, welche ohne ſein Verſchulden 
fortgeſchafft worden und von ihm nicht herangezogen werden könn⸗ 
ten. — Nach einer eingehenden Debatte vertagte das Gericht den 
Urtheilsſpruch. 

Frankfurt a. M., 26. März. Vorgeſtern machte der 
Senat bei unſerem bisherigen Clolladminiſtrator, Herrn v. Patow, 
in corpore ſeinen Abſchledsbeſuch. Der Genannte reiſte geſtern, 
begleitet von den beſten Wünſchen für ſein ferneres Wohl, von 
hler ab nach Berlin. 

Dresden, 27. März. Das „Dresdner Journal“ enthält 
eine Bekanntmachung des Finanzminiſters, nach welcher in Folge 
des bereits mit Preußen ratiſizirten Vertrages vom 25. Januar c. 
und in Ausführung des Friedensvertrages, die ſächſiſchen Staats⸗ 
Telegraphenleitungen am 23. d. der Königlich preußiſchen Tele⸗ 
graphenverwaltung überwieſen worden find. Der jetzt beſtehende 
Tarif behält jedoch bis auf Weiteres feine Gültigkeit. 

Ausland. 


Wien, 25. März. Se. Maj. der Kaiſer wird heute mit 


dem gewöhnlichen Abendzuge die Rückreiſe nach Peſth-Ofen antre⸗ 


ten. Das Gefolge wird klein fein, da der größte Theil der ge- 
wöhnlich in der Umgebung des Monarchen befindlichen Perſonen 
die Reife nach Wien nicht mitgemacht bat, ſondern in Ofen zurüd- 
geblieben if. Die neuerliche Anweſenheit Sr. Maj. in der unga⸗ 
riſchen Hauptſtadt dürfte nicht länger als 5 bis ſechs Tage dauern. 

— Auf die Nachricht von einem an Profeſſor Bonitz aus 
Berlin ergangenen Rufe an das graue Kloſter-Gymnaſtum, begab 
ſich eine von den geſammten Hörern der philoſophiſchen Fakultät in 
Wien gewählte Deputation zu dem Miniſter Beuſt, um ibn auf 
den der Univerfität drohenden Verluſt aufmerkſam zu machen und 
ihn um ſeine Vermittlung anzugehen, daß der genannte Profeſſor 
ſeinen Schülern erhalten blelbe. 

Paris, 25. März. (K. 3.) Das „Journal des Debats“ 
erhebt ſeine Stimme flehend für die armen Polen. „In dem 
Augenblicke,“ meint es, „wo Rußland durch den uneigennüßigen 
Schuß, den es den Chriſten im Morgenlande ſpendet, einen Be⸗ 
weis von Hochherzigkeit giebt, dürfte es vielleicht gerathen ſein, die 
Aufmerlſamkeſt des Czaaren und feiner Miniſter auf das eben jo 
ergreifende Mißgeſchick hinzulenken, das zu heben für ihn ein Leich⸗ 
tes iſt. Wir erinnern daran, daß in den von Rußland in Beſitz 
genommenen polniſchnn Provinzen alle Grundbeſitzer, deren Güter 
ſequeſtrirt oder die in Folge des Aufſtandes von 1863 außer Lan- 
des zu leben gezwungen ſind, ibre Güter vor dem 1. Febr. 1868 
verkauft haben müſſen. Ihre Beſitzungen, und zwar dem Berneh- 
men nach über 20,000, können nur von orthodoxen Ruſſen er- 
worben werden. Unter den Perſonen, die durch Nationalität und 
Religion zum Ankaufe dieſer Güter qualiſizirt find, nehmen jedoch 
die achtbarſten Anſtand, ſo das Unglück ihrer Nebenmenſchen ſich 
zu Nutze zu machen, während die Anderen die Rache der außer 
Beſitz gebrachten Eigenthümer und der Freunde derſelben fürchten 


oder auch hoffen, der ſchon ſo geſunkene Werth dieſer Güter werde 


noch mehr herabgehen, ſobald der Fiskus dieſelben zur Verſteige⸗ 
rung bringe. Bei dieſer Sachlage kann faſt kein einziger der zu 
dieſem Zwangsverkaufe genöthigten Gutsbeſitzer Käufer finden. Es 
iſt deßhalb beinahe die Konſiskatlon im vollen Sinne des Wortes, 
und ſomit der vollſtändige Ruin, der zu Ende dieſes Jahres mehr 
als 20,000 Familienväter erwartet. So viele Unglückliche kann 
die ruſſiſche Regierung von ihrer Angſt erlöſen und ihnen Ruhe 
und Wohlergehen durch einen einfachen Ukas verleihen, und dabei 
braucht ſie ſich gar nicht erſt vorher mit den Weſtmächten zu ver⸗ 
ſtändigen, noch ſich herbelzulaſſen, mit ihnen die Ehre zu theilen, 
dieſen Unglücklichen Abhülfe verſchafft zu haben. Hiermit mag ſie 
den Anfang machen, wenn ſie will, daß wir die edlen Gefühle 
für Ernſt halten ſollen, die ſie zur Schau trägt, ſobald es ſich 
um Unterthanen des Sultans handelt. Die Polen find zum Min- 
deſten eben ſo gute Chriſten, wle die Kreter und Theſſalioten.“ 
Daß Rußlands zärtliches Mitleid mit den Chriſten in der Türkel 
lediglich politiſcher Natur iſt, liegt auf der Hand. 

Paris, 24. März. Aus Paris wird geſchrieben, daß bie 
Regierung ſich gegen die Annahme einer etwaigen Interpellation 
wegen Mexiko erklären wolle, und zwar, „well die Räumung eine 
vollbrachte Thatſache.“ Wird die Majorität in den Bureaux auch 
dieſer Meinung ſein? Mit der Räumung iſt nicht Alles abgethan. 
Die finanziellen Intereſſen erheiſchen Aufklärung. 

London, 22. März. Lord Lyons hat ſich zwar, wle wir 
aus feiner vom Minifterium veröffentlichten Depeſche erſehen, über 
die freiſinnigen reformatoriſchen Anſichten des türliſchen Groß- 
vezirs mit großer Anerkennung ausgeſprochen, Lord Derby und 
Lord Ruſſell haben ſich zum hundertſten Male ob der Erlangung 
eines Wortreſultates beglückwünſcht; doch erſcheint es ſehr zwel⸗ 
felhaft, ob die ruſſiſchen Intriguen MG durch irgend welche Refor⸗ 
men der Türken durchkreuzen laſſen. Rußland verlangt Selbſtregle⸗ 
rung für die Chriſten in den europälſchen Provinzen des Sultans. 
Die „Saturday Review“ bemerkt hierzu, daß die ruſſiſchen Forde⸗ 
rungen ihren Zweck verfehlen würden, wenn die Türkei ihnen 
nachkäme. „Der leichtgläubigſte Menſch der Welt kann ſich kaum 
von dieſer Maske religiöfer Sympatbieen täuſchen laſſen, dle eine 
Politik der Vergewaltigung und des Ländererwerbs verhüllen ſoll. 
Die ruſſiſche Regierung geht vermuthlich darauf aus, ihre chriſtli⸗ 
chen Schützlinge für den ſchließlichen Kampf um die Beherrſchung 
des Donauſtromes und den Beſißz Konſtantinopels zu organifiren, 
Ohne die thätliche Hülfe des nördlichen Nachbars würde die 
chriſtliche Bevölkerung der Türkel in dem mörderſſchen Kampfe mit 
der vereinten mohamedaniſchen Macht auf's Haupt geſchlagen wer- 
den. Der kranke Mann wird ſehr langſam ſterben, wenn den Wir- 
kungen der Natur nicht durch rechtzeitige Erdroſſelung nachgehol⸗ 


fen wird.“ NE 
Vermiſchtes. 5 
— Am 2. März kam im nordöſtlichen Flügel des Königl. 
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Schaden von ca. 40,000 Drachmen an. 


Schloſſes zu Athen durch die Unvorſichtigkeit eines Dieners Feuer 
us, Der Braud ah 5 Stunden und richtete an dem Thron⸗ 
r früheren Königin Amalie und an dem Kaffeezimmer einen 


* 


r Pommern. 

Stettin, 28. März. Mit Bezug auf ein in Nr. 130 d. 
Bl. enthaltenes „Eingeſandt“ in Betreff der hieſigen Straßenkanäle 
überhaupt und ſpeziell der Uebelſtände bezüglich der vor dem Haufe 
Frauenſtr. Nr. 52 ausmündenden Kanäle erfahren wir, daß die 
Polizeibehörde zur Zeit ernſtlich bemüht iſt, jene Uebelſtände deſi⸗ 
nitiv zu beſeitigen. Augenblicklich liegt die Sache ſo, daß der ge⸗ 
ſammte Abfluß aus dem Schloßgraben, ſowle aus den auf der 
Schloßſeite des Kloſterhofes und der öͤſtlichen Seite der Frauen⸗ 
ſtraße befindlichen Rinnſteinen in den vor dem Poſt'ſchen Haufe 
(Ede des Kloſterhofes und der Frauenſtraße) vorhandenen Kanal 
ſtattfindet. Von dort aus fehlt eine Ableitung zur Oder, vielmehr 
wird aller Unrath, welcher ſich in dem letztgedachten Kanal anſam⸗ 
melt, durch einen unterirdiſchen Kanal quer über die Straße ge⸗ 
leitet und mündet dieſer ſodann in einen vor dem Haufe Frauenſtr. 
Nr. 52 befindlichen, dieſes Haus in ſeiner ganzen Länge durch⸗ 
ſchneidenden Abzugskanal, wodurch für den Beſitzer, ſowle dle ſonſtigen 
Bewohner jenes Hauſes die weſentlichſten Nachthelle und Unannehmlich⸗ 
keiten dauernd erwachſen. Eine Abhülfe, die ſonach dringend geboten 
if, wird nun in der Weiſe projeftirt, daß entweder von der Ecke 
des Kloſterhofes ab an der rechten Seite der Junkerſtraße, oder 
aber, Falls ſich in dieſer Beziehung nicht zu bejeitigende Hinder⸗ 
niſſe herausſtellen ſollten, an der gegenüberliegenden Selte bei 
Gelegenheit der bevorſtehenden Straßenverbreiterung daſelbſt ein 
bis zur Oder führender Kanal auf ſtäptiſche Koſten angelegt wird 
und dürfen wir wohl erwarten, daß der Magiſtrat zur ſchleunſg⸗ 
ſten Regulirung dleſer Angelegenheit die Hand bieten wird. 6 

— Der im geſtrigen Abendblatte erwähnte Tapezlergehülfe 
St., welcher wie ermittelt aus verſchledenen Handlungen auf den 
Namen eines hieſigen Kaufmanns Waaren zu nicht unerheblichem 
Werthe entnommen, dieſelben dann billig wieder verkauft und den 
Erlös zu ſeinem Nutzen verwendet hat, iſt wegen feiner Gemein⸗ 
gefährlichfeit geſtern verhaftet worden. — Ebenſo iſt die Verhaf⸗ 
tung des in Grabow a. O. wohnhaften Arbeiters Ewald, genannt 
Pinnow, wegen ſchweren Diebſtahls geſtern erfolgt. 

— In der Wohnung des vor einigen Tagen verhafteten 
Mandelkower Hammeldiebes, eines Arbeiters Sterling in Pöllß, 
find bei der durch die hieſige Polizelbehörde vorgenommenen Haus⸗ 
ſuchung noch verſchledene von ſchweren Dlebſtählen herrührende 
Gegenſtände vorgefunden worden. 

— Der Finanzminiſter hat die Regierungen durch eine Cir⸗ 
kular⸗Verfügung veranlaßt, das Wegfangen der Wald - Ameiſen, 
das Zerſtören ihrer Baue und das Sammeln ihrer Eier durch elne 
Polizetverordnung zu verbieten, da die Ameiſen die fleißigſten Rau⸗ 
penvertilger ſeien. \ 

— Die Fahrt von Stettin bis Swinemünde iſt jetzt für |. 
Segelſchiffe frei. | 

— Nicolat’s Meiſterwerk, „Die luſtigen Weiber von Windſor“, 
iſt anerkannt eine Lieblings-Oper unſeres Publikums und hat ihre 
Aufführung immer ein volles Haus erzweckt; um wie viel mehr wird 
dies morgen der Fall fein, wo dleſe unterhaltende Oper zum Ber 
nefiz eines unſerer verdienſtvollſten Mitglieder in Scene gehen ſoll. 
Herr Koller, der ſich durch manche feiner Baßbuffopartieen (wit 
erinnern nur an „Leporello, van Bett“ u. ſ. w.) die Gunſt ber 
Theater-Beſucher errungen, wird unſtreitig die Partel des Falſtaff 
in jeder Beziehung zur Geltung bringen und wünſchen wir ihm eln 
übervolles Haus. 

Wolgaſt, 27. März. Geſtern trafen bereits mehrere Kähne 
von Demmin hier ein; in der Nähe von Laſſan war jedoch noch 
viel Eis und nur mit großer Anſtrengung durchzukommen. 


Schiffsberichte. 

Swinemünde, 27. März, Nachmittags. Angekommene Schiffe‘ 
Carl, Rohloff; Maria, Rabregen von billau; Vorwärts, Voß von Stolp⸗ 
münde; Expreß, Köföd von Rönne; Rotterdam (SD), Schryver von Rot- 
terdam; Marie (SD), Wills von London. Wind: S. Strom aus gehend · 
Revier 14 ½ F. 


TTT 


Börſen⸗Berichte. 
Stettin, W. März. Witterung: trübe. Temperatur E 9 R. 


Wind: SO. 
An der Börje. 
Welzen wenig verändert, loco pr. 8öpfb. gelber und weißbunter 
8286 & bez., feiner 87 , geringer 72—81 . bez., 88—80pfd⸗ 
elber Frühjahr 84 Br., 83%, % Gd., Mai-Juni 83%, Ag Br. u. Gd. 
uni⸗Juli 84 74 bez. u. Gd., Septbr⸗Oktober 79¼ , Gd. 
Roggen ſeſt und etwas höher, pr. 2000 Pfd. loco 53—56 9 * 
Juice 531 % bez. u. Gd., Mai⸗Juni 53%, Gd, Junt-Juli 53%, 
3 4 bpb. 45 48 K nach Qual. b 
erfte loco pr. 70pfd. 45— na ual. bez. 
er u pr. 50pfd. 29½ —31 & bez., 41.5009. Frübj. 30% 
u. Br. 


Gd. u. 
Erbſen loco 52—57 bez., Frühjahr Futter- 54 % Gb. 
1 loco 1 20 Pi 2 0 A, bez. 
Rüböt ſtille, loco 11 Br., April⸗ Mai 10%, % , bez / 
September⸗Oktober 11¼2 AZ 
Frühjahr. 167/49, 
d., Juli 


d. 

Spiritus fefter, loco ohne Faß 16%, Ag bez, 
2% & bez., Mai⸗Juni 1625 , Gd., Juni⸗Juli 161½ . Gb., 
Augen Bil Ag Gd., September⸗Oktober 17 „ bez., Oktober⸗November 
16 52 ez. 
Hamburg, 27. März. Getreidemarkt. Weizen und Roggen recht 
matt. Weizen auf Termine niedriger, pr. März 5400 Pfd. netto 150 
Bankothaler Br. 152 Gd., pr. Faulhaber 146 Br., 145 Gd., pr. Mai⸗Jun 
144 Br., 143 Gd. Roggen pr. März 5000 Pfd. Brutto 94 Br., 92 Gd. 
pr. Frühjahr 89 Br., Gd. Hafer ſtille. Oel pr. Mai 24%, pr 
Oktober 25%. Geſchäftslos. Spiritus unverändert. Kaffee verkauft 2300 
Sack Rio loco zu letzten Preiſen. Zink 500 Ctr. W. E. H. zu 14¼. — 
Wetter warm. 1 

Amſterdam, 27. März. Getreidemarkt. (Schluß bericht.) Roggen 
loco behauptet, im Uebrigen ziemlich unverändert. aps pr. April 66 ½% 
pr. Oktober 69. Rüböl pr. Mai 36 ¾, pr. Oktober Dezember 38 /. 


